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Samstag, 8. August 2020

Fabian Fellmann
und Luca De Carli

Wiesowollen Sie Ihrem
eigenen Unternehmen
schadenmit der Kündigung
der Personenfreizügigkeit?
Das schadet doch Ems-Chemie
nicht. Uns gibt es seit 1936, die
Personenfreizügigkeitmit derEU
seit 2007.Wir haben vorher sehr
gut ohne gelebt, genausowie jetzt
mit der Personenfreizügigkeit.
Wir sind international aufgestellt
und arbeiten auch mit vielen
Drittstaaten zusammen, mit
denen keine Freizügigkeit gilt.

Die Ems-Gruppemacht über
40 Prozent ihres Umsatzes in
der EU.Wie können Sie
da sagen: Die SVP-Initiative
hat keine Folgen fürmein
Unternehmen – insbesondere
auf den Zugang zumEU-Markt?
Bei der Personenfreizügigkeit
geht es nicht um den Zugang
unsererProdukte zumEU-Markt,
sondern darum, dass EU-Bürger
in die Schweiz kommen – obwir
sie nun brauchen odernicht. Kein
einzigerKunde kauft unsere Pro-
dukte, nur weil die Schweiz die
Personenfreizügigkeit oder sonst
einen bilateralenVertragmit der
EU hat. Wir verkaufen unsere
Produkte, weil sie gut sind.

Mit der Kündigung
der Personenfreizügigkeit fällt
ein Paket von bilateralen
Verträgenweg – auch jene
über die Handelshemmnisse.
Das ist doch für die Schweizer
Industrie sehrwichtig?
Es stimmt überhaupt nicht, dass
die bilateralen Verträge wegfal-
len. Die Schweiz hat weit über
200 solche Abkommen mit der
EU.Die Initiativewill, dass eines
davon wegverhandelt wird: die
Personenfreizügigkeit. Sollte das
nicht gelingen, dann muss die
Schweiz sie kündigen. Und das
würde wiederum das Ende von
sechsweiterenVerträgen bedeu-
ten. Das wichtigste Abkommen
für die Exportindustriewird aber
nicht angetastet: das Freihan-
delsabkommenvon 1972. Bei den
bilateralen Abkommen handelt
es sich eigentlich nurumZusatz-
abkommen, die diverse Modali-
täten regeln.

Sie sitzen imVorstand
desVerbandes der Chemie-
und der Pharmaindustrie und
von Economiesuisse. Für beide
ist klar: Die Initiative schadet
derWirtschaft enorm.Warum
kommen Sie als Unternehmerin
zu einem so anderen Schluss?
Ich könnte als Unternehmerin
natürlich schon sagen: Ich bin für
die Personenfreizügigkeit, weil
ich meine Angestellten aus
500 Millionen Europäern frei
auswählenwill.Weil ich den bil-
ligsten nehmen kann, unabhän-
gig davon,was das für Folgen für
dieArbeitslosigkeit und die Löh-
ne in der Schweiz hat. Undwenn
mir dieser Europäer nicht passt,
hole ich einfach den nächsten.
Ein Unternehmer hat aber auch
eine gesellschaftlicheVerantwor-
tung. Ich will nicht, dass der
Druck am Arbeitsmarkt immer
grösser und die Schweiz wegen
der Zuwanderung mehr und
mehr zubetoniert wird. Hinzu
kommt: InvielengrossenSchwei-

zer Konzernen sind heute Aus-
länder an der Spitze, oft aus dem
EU-Raum.Sie verstehen das Sys-
tem der Schweiz nicht, stimmen
auch nicht ab.Viele Chefs stehen
auf der Seite der EU –wohl auch
weil sie auf staatliche Aufträge
von dort hoffen. Ein Teil von ih-
nen hat andere Interessen fürdie
Schweiz alswir SchweizerUnter-
nehmensführer.

Wie viele Angestellte aus
der EU beschäftigt Ems-Chemie
in der Schweiz?
Die Zahl nur zu den EU-Bürgern
weiss ich nicht.Wir beschäftigen
wenigerAusländerals dieAuslän-
derquote in derSchweiz.Das liegt
daran, dass wir qualifizierte Be-
rufsleute brauchen und nicht im
Grenzgebiet tätig sind. Diemeis-
ten Zuwanderer arbeiten in der
Gastronomie, der Hotellerie und
auf dem Bau. Das sind viele Un-
qualifizierte. Genau in diesen
Branchenhabenwiraberauchdie
meisten Arbeitslosen. Wir in der
SVP sind nicht grundsätzlich
dagegen, dass Ausländer in die
Schweiz kommen. Das Problem
ist aber, dass 80 Prozent zuwan-
dern, ohne eine Stelle anzuneh-
men, für die wir keine Leute im
Inland haben. Sie verdrängen In-

länder. Und die Lage spitzt sich
nun noch zu wegen Corona. Be-
troffen sind vor allem Junge und
Ältere, die es jetzt schwer haben,
eine Stelle zu finden.

Europäer dürfen nur in
der Schweiz bleiben,
wenn sie Arbeit haben.
Einen Inländervorrang gibt es
auch, und gegen Lohndumping
Instrumentewie
Normalarbeitsverträge.
Das stimmt überhaupt nicht.
Europäer können frei einreisen,
drei Monate eine Stelle suchen
und verlängern. Je nachdem gel-
ten sie dann noch als Härtefall
und bleiben. Wir haben gar kei-
nen Inländervorrang, obwohl das
Volk dasmit derMasseneinwan-
derungsinitiative in die Verfas-
sung schrieb.Normalarbeitsver-
träge sind staatliche Verträge,
schalten denMarkt aus und füh-
ren zu mehr Bürokratie. Damit
kann man die Probleme nicht
lösen. Schauen Sie sich doch die
Situation im Tessin an: Der
Kanton hat ammeisten Normal-
und Gesamtarbeitsverträge, und
trotzdem ist der Druck so gross,
dass die Löhne 20 Prozent tiefer
sind als auf der anderen Seite des
Gotthards.

Sie beschreiben hier
das Bild einer Schweiz in
katastrophalem Zustand.
Das hatmit der Realität nichts
zu tun. Und imTessinwaren
die Löhne schon immer tiefer
als in derDeutschschweiz.
EineTessiner Professorin hat ge-
rade eine Studie zumLohndruck
wegen der Zuwanderung publi-
ziert.Auch die letzte Bundessta-
tistik zeigt dies.

Auch Grenzgänger gab es schon
vor der Personenfreizügigkeit.
Auch ihre Zahl hat sich mit der
Personenfreizügigkeit verdop-
pelt. Derzeit sind es 330’000 für
die ganze Schweiz.Die Personen-
freizügigkeitweitet denAnspruch
auf Sozialleistungen auch bei
Grenzgängern immermehr aus.

Grenzgänger zahlen Steuern
undVersicherungsbeiträge.
Ist es da nicht richtig, dass sie
Hilfe erhalten?
Ja.Aber das geht nicht auf,wenn
immer wieder neue EU-Bürger
in die Schweiz kommen und sie
sich gegenseitig und unsere
Inländer in die Arbeitslosigkeit
drängen.Die Quoten fürArbeits-
lose und Sozialhilfeempfänger
sind bei Ausländern doppelt so
hoch wie bei Schweizern.

Aber nicht bei denen aus der
EU. Gerade für Zuwanderer aus
Deutschland stimmt das nicht.
Dasmag fürDeutschland so sein.
Ich kenne die Werte nicht für
jedes einzelne Land.Aber die Zu-
wanderung verändert sich.Heu-
te kommen immer mehr Leute
aus dem Osten oder dem Süden
der EU. Und jetzt in der Corona-
Krise sind es vor allem Tiefqua-
lifizierte, die in der Schweiz
arbeitslos werden und von uns
Arbeitslosengelder beziehen.

Einwanderer gleich
Tiefqualifizierte: Das galt vor
der Personenfreizügigkeit.
Seither kommen viele für
gut bezahlte Jobs, die sie auch
in Krisen behalten.
Ja, aber vorher hatten wir noch
das Saisonnierstatut.WennTief-
qualifizierte damals arbeitslos

wurden, kehrten sie in ihre Hei-
mat zurück, und wir mussten
nichts bezahlen. Heute ist die
Situation anders.

Dieses Systemwürde die SVP
also gernewieder einführen?
Nicht das Saisonnierstatut, aber
ein eigenes Bewilligungssystem,
wie es alle Länder und auch die
EU gegen aussen kennen: Es
können nurLeute zuwandern für
Stellen, die nicht mit Inländern
besetzt werden können. Unab-
hängig davon, ob es sich um eine
Stellemit hoher oder tieferQua-
lifikation handelt. In der Schweiz
fehlen heute IT-Spezialisten ge-
nauso wie Tellerwäscher.

Überdie Kontingente für
Drittstaaten beklagen sich heute
viele Firmen – geradeKMUoder
Start-ups. Sie könnten die
gewünschten Leute nicht holen.
Das sind Klagen auf Vorrat. Die
Firmen bekommen die Leute, die
sie brauchen.Vielleicht nicht im-
mer sofort. In anderen Ländern
warten sie da aber viel länger.
Zentral ist, dass wir wieder zu
einem System übergehen, bei
dem nicht einfach jeder reinge-
lassen wird, der kommen will,
sondern nur jene, die wir auch
brauchen. Zuwanderer und
Grenzgänger sollten nur eine Er-

gänzung für den Arbeitsmarkt
sein und nicht wie heute ganze
Betriebe oder Branchen domi-
nieren.

Dannmüssten gewisse Jobs
auch attraktiverwerden – zum
Beispiel im Gesundheitswesen.
Zuwenige Inländerwollen
solche Stellen heute.
Wenn Arbeitskräfte nicht mehr
im Überfluss vorhanden sind,
muss man sich natürlich auch
über die Attraktivität gewisser
Stellen Gedankenmachen.Gera-
de imGesundheitswesen sorgen
aber die vielen Grenzgänger da-
für, dass die Löhne tief bleiben.
Weil sie bereit sind, zu solchen
Konditionen zu arbeiten.

An einem Spital mit festen
Lohnklassen? Da sind die
Löhne für das Pflegepersonal
doch tief,weil der Staat
das sowill – und nichtwegen
der Grenzgänger.
In einem System mit Inländer-
vorrang spricht für mich nichts
gegen höhere Löhne für das Pfle-
gepersonal. Heute sorgt das
Überangebot an Arbeitskräften
aber dafür, dass die Spitäler die
Löhne tief halten können.

Zurück zurAbstimmung vom
27. September.Wird Ihre
Initiative angenommen, hat der
Bundesrat ein Jahr Zeit für
Verhandlungenmit der EU.
Lenkt Brüssel nicht ein,muss
er die Personenfreizügigkeit
kündigen und denWegfall des
ersten Pakets der bilateralen
Verträge in Kauf nehmen.
Wie soll aus dieser schlechten
Verhandlungsposition ein guter
Deal möglichwerden?
Anders als nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative
regelt diese Initiative jetzt ganz
klar,was passiert,wenn es keine
Verhandlungslösung gibt. Das
stärkt dieVerhandlungsposition
des Bundesrats. Die meisten der
bilateralenVerträge, die auf dem
Spiel stehen, sind vorwiegend
und stark im Interesse der EU.

Jetzt spielen Sie die Bedeutung
der Bilateralen 1 für die
Schweiz sehr stark herunter.
Wie gesagt, ich glaube nicht, dass
die EU die Kündigung dieserVer-
träge in Kauf nimmt. Und wenn
es doch so sein sollte, dann ver-
handelnwir dieVerträge einfach
neu und besser.

Egalwie die Abstimmung
ausgeht: Dannwird schon ein
neuer SVP-Präsident imAmt
sein.Wie nahe steht Ihnen
der Favorit Marco Chiesa?
Ich kenne ihn erst seit 2018, seit
wirzusammen imParteileitungs-
ausschuss der SVP sind. Seitdem
haben wir wiederholt gemein-
samAnlässe bestritten. Er ist gut
im Führen undOrganisieren und
kann es zudem sehr gut mit den
Leuten. Und er ist ganz klar auf
Parteilinie. Das ist dasWichtigs-
te. Wir wollen ja keinen SP-Prä-
sidenten.

Bislangwird Herr Chiesa vor
allem als nett und volksnah
beschrieben. Ist er auch hart
genug für diesen Job?
Immerdiese Stereotypen derMe-
dien. Sie können sicher sein,Herr
Chiesa ist nicht einfach nur nett.

«Viele Chefs stehen aufseiten der EU»
Abstimmung über die Personenfreizügigkeit Fertig Sommerpause, jetzt beginnt die heisse Phase: SVP-Vizepräsidentin und Konzernchefin
Magdalena Martullo-Blocher läutet sie mit einer Attacke auf die Wirtschaftselite ein.

Magdalena Martullo-Blocher fordert ein System, «bei dem nicht einfach jeder reingelassen wird, der kommen will». Foto: VQH

«Nimmt die EU
die Kündigung
der Bilateralen in
Kauf, verhandeln
wir die einfach
neu und besser.»

Nationalrätin und Ems-Chefin

Magdalena Martullo-Blocher sitzt
seit 2015 für die SVP im National-
rat. Nachdem ihr Vater, Christoph
Blocher, 2003 in den Bundesrat
gewählt wurde, übernahm sie von
ihm die Leitung des Unternehmens
Ems-Chemie. Sie ist zusammen
mit ihrer Schwester Rahel Blocher
auch Mehrheitsaktionärin. (ldc)
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EswarderHöhepunkt der ersten
Corona-Welle. EndeMärz regist-
rierte dasBundesamt fürGesund-
heit (BAG) sovieleNeuansteckun-
gen mit dem Virus wie nie mehr
seither. Für den 27. März, einen
Freitag,waren es 1308 Fälle.

Am selben Tag wurde die Ad-
resse Danielkoch-consulting.ch
registriert, wie eine Abfrage der
Whois-Datenbank zeigt. Vorge-
nommen hat die Registrierung
eine ehemalige BAG-Mitarbeite-
rin,die sich als Kommunikations-
beraterin selbstständig gemacht
hat. Die Frau wie auch Daniel
Koch bestätigen aufAnfrage,dass
sie in seinem Auftrag gehandelt
hat. Er kenne die Frau schon lan-
ge, sagt Koch.Sie hat laut eigenen
Angabenunteranderem2008die
«Krisenkommunikationsstrategie
des nationalen Pandemieplans
mitentwickelt».

Der frühe Zeitpunkt der Regist-
rierung ist auffällig, weil Daniel
Koch am Freitag in der NZZ mit
der Aussage zitiert wird, er habe
noch Ende Mai «keine Ahnung»
gehabt, dass er nach der Pensio-
nierung als Berater tätig sein
werde. Kam es also doch zu In-
teressenkonflikten? Koch hatte
Ende März das Amt als Leiter
der Abteilung für übertragbare
Krankheiten des BAG abgegeben,
arbeitete aber noch bis EndeMai
für den Bund.

Am 24.Mai trat Koch noch als
Beamter im SRF-«Sportpanora-
ma» auf und riet dabei demBun-
desrat, Sportveranstaltungenmit
mehr als 1000 Zuschauernmög-
lichst früh zu erlauben – wenn
die Ansteckungszahlen, wie es
damals der Fall war, weiter sin-
ken. ZweiWochen später gab der
Eishockeyclub SC Bern bekannt,

dassman Koch als Berater enga-
giert hat. Seither sind weitere
Mandate Kochs aus dem Sport-
bereich bekannt geworden, etwa
am 3. Juli eine Zusammenarbeit
mit denVeranstaltern des Enga-
diner Skimarathons.

«Kein Business fürmich»
Koch bestätigt seine Aussage in
der NZZ auf Anfrage dieser Zei-
tung. Er habe die Website Ende
März nicht im Hinblick auf eine
spätere Beratertätigkeit registrie-
ren lassen. «Ich habe damals sehr
viele Anfragen für Vorträge er-
halten», sagt er. Deshalb habe er
eine Einzelfirma gegründet. «Es
gingmir darum, dass ich die Ho-
norare für dieseVorträge korrekt
über eine Einzelfirma abrechnen
und versteuern kann.»

Trotzdem war der Zusatz
«Consulting» (Beratung) imNa-

men schon damals enthalten.
«Ich habe diesen Namen ge-
wählt, weil die Adresse Daniel-
koch.ch bereits vergeben war»,
sagt Koch. Seine Kommunika-
tionsberaterin gibt an, sie sei auf
die Ideemit dem Zusatz gekom-
men. Koch sei wegen mehrerer
Anfragen für Vorträge zu Coro-
na in der zweiten Jahreshälfte auf
sie zugekommen.

Zu den Beratungsmandaten,
die er inzwischen angenommen
hat, sagt Koch: «Die Beratungen
sind fürmich kein Business. Da-
rum geht es mir nicht.» Erwolle
mithelfen, Kultur und Sport in
der Schweiz so aufzugleisen,
dass sie trotz der Pandemie eine
Zukunft haben.

Am Donnerstag sagte er im
Gespräch mit CH Media zu die-
sem Thema: Man müsse sich
überlegen, bei welchen Veran-

staltungen es möglich sei, mehr
Zuschauer zuzulassen. «Die
1000-Zuschauer-Grenze muss
nicht starr sein», sagte Koch.
Nächste Woche wird ein Ent-
scheid des Bundesrates erwar-
tet, ob und unterwelchen Bedin-
gungenGrossveranstaltungen ab
Septemberwiedermöglich sind.

In einem Interviewmit dieser
Zeitung sagte Kochs früherer
Chef, GesundheitsministerAlain
Berset, am Dienstag: «Wir müs-
sen vermutlich auch für Gross-
veranstaltungen eine differen-
zierte Lösung finden.» Er könne
sich kaum vorstellen, dass der
Bundesrat ab September das
Grossveranstaltungsverbot be-
dingungslos und undifferenziert
aufhebe.

Luca De Carli
und Fabian Fellmann

Mitten in der Pandemie ging Daniel-Koch-Consulting online
Mr. Corona ist nun Berater BAG-Delegierter liess imMärz eineWebadressemit dem Zusatz «Beratung» reservieren.

Fabian Renz

Es wird interessant, wenn am
Montag in rund einem Dutzend
Kantonendie Schulenöffnen.Wie
viele Schülerinnen und Schüler
werden zum Unterricht erschei-
nen?Wieviele stecken inQuaran-
täne,weil sie in einemCorona-Ri-
sikogebiet Ferien gemacht haben?
Wie diszipliniertwerden sieMas-
ken tragen? Eine ganzeReihevon
Kantonen, insbesondere in der
westlichen Landeshälfte, hat den
Gesichtsschutz an Gymnasien
und Berufsschulen inzwischen
für obligatorisch erklärt.

DagmarRösler sieht den kom-
mendenWochen, mit Spannung
entgegen. Es sind die anhaltend
hohen Covid-Infektionsraten im
ganzen Land, die der Zentralprä-
sidentin des Dachverbands Leh-
rerinnen und Lehrer Schweiz
(LCH) Sorge bereiten. Für die
Schulen geht Rösler davon aus,
«dass es im Verlauf des ersten
Quartals Anpassungen der
Schutzkonzepte brauchenwird».
Und dabei ist für sie eine Sache
zentral: «Wir sollten unbedingt
versuchen, eine Rückkehr zum
Fernunterricht zu vermeiden.»

Der Fernunterricht, wie er in
der heissen Corona-Phase bis
Anfang Sommerferien die Regel
war: Er hat sich vielen Lehrkräf-
ten unangenehm ins Gedächtnis
gebrannt. Unterricht vor dem
Computer, Zwiegespräche mit
dem Monitor, keine Kontrolle
über das Verhalten der Klasse,
kaummenschliche Interaktion –
dass dies alles wiederkehren
könnte, ist die Befürchtung vie-
ler. Es geht dabei um mehr als
Befindlichkeiten. «Es gibt Schü-
lerinnen und Schüler, die ohne
Strukturen verloren waren: Das
hat sich in der Nach-Lockdown-
Phase leider gezeigt», sagt Rösler.
«Und es fehlen die Sozialkontak-
te, die so wichtig sind.»

«Leistungsschere» geht auf
Röslers Befunde decken sich mit
den Resultaten erster Studien
überdenFernunterricht imFrüh-
jahr. In einerEvaluation des Kan-
tons Nidwalden zum Beispiel
stellen 89 Prozent der befragten
Lehrkräfte fest, dass der Fern-

unterricht die «Leistungsschere»
zwischen den Lernenden weiter
geöffnet hat. Dabei machte sich
offenbar ein massgeblicher Ein-
fluss von Familie und häuslicher
Ausstattung bemerkbar. «Kinder,
die im Homeschooling gut von
ihren Eltern unterstützt werden
konnten und zu Hause die nöti-
gen Ressourcen vorfanden, wa-
ren klar im Vorteil», heisst es in
der Studie.

Ein ähnliches Bild zeigt sich
in einer Erhebung der Zürcher
Uni-Professorin KatharinaMaag
Merki bei 59 Deutschschweizer
Primarschulen. Die befragten
Schulleitungen nannten die
«Unterstützung für gefährdete
Schüler*innen» als eine der
grössten Herausforderungen in
der schwierigen Phase bis Mitte

Mai – eine Herausforderung
überdies, die in den fraglichen
Wochen kaum geringer wurde.
Vergleichbar herausfordernd
waren nur die Arbeitsbelastung
und die teils unklaren, teils zu
detaillierten Vorgaben der Be-
hörden.

Studienautorin Maag Merki
konstatiert ebenfalls, dass der
«familiäre Hintergrund sehr ent-
scheidend für den Lernerfolg»
sei. Ihre Schlussfolgerung: Der
Staat soll hilfsbedürftige Schüler
und deren Eltern stärker unter-
stützen. ImÜbrigen habe die Kri-
se auch deutliche Unterschiede
zwischen den Schulen zutage ge-
fördert: «Jene, die über eine gute
digitale Infrastruktur und über
Schulentwicklungsroutinen ver-
fügten, haben den Fernunter-

richt besser bewältigt.» Eine
gross angelegte Studie eines
internationalen Forschungs-
teams soll hierzu vertiefte Er-
kenntnisse bringen – auch im
Vergleich mit Deutschland und
Österreich.

Für Jüngereweniger geeignet
Mit einer gewissen Skepsis ver-
folgt der Didaktiker und Digital-
experte Beat Döbeli die Diskus-
sion. Zumindest warnt er davor,
Fernunterricht aufgrund der
Lockdown-Erfahrungenpauschal

schlechtzureden. Für sehr junge
SchülerinnenundSchüler sei die-
ser in derTatwenig geeignet. Für
ältere Semesterhingegen,Mittel-
schüler zum Beispiel, sind laut
Döbeli vielversprechendeMisch-
formen aus Präsenzunterricht
und modernem, digitalem Fern-
lernen denkbar.

Generell gilt für Döbeli: «Der
Notfall-Fernunterricht im Früh-
ling 2020 istmit einer zeitgemäs-
senKultur derDigitalität nicht zu
vergleichen. Alles musste unter
Stress und Zeitdruck organisiert
werden, es fehlten gründliche
Planung und Vorbereitung.»
Wenn nun die Erfahrungen
dieser Notfallphase evaluiert
würden, sei das für dieTauglich-
keit digitaler Unterrichtsformen
kaum aussagekräftig.

Gegen eine Wiederkehr des
«Notfall-Fernunterrichts» auf
Kosten der Schwächsten wird
sich der Lehrer-Dachverband in
den nächstenWochen jedenfalls
wehren. Schon am Montag wird
der LCH an einer Medienkonfe-
renz eine erste Bilanz zumSchul-
start ziehen – und seine Wün-
sche um Unterstützung für die
schwierige Zukunft äussern.

Lehrer fürchten umdie Schwächsten
Am Montag geht die Schule los Am 10. August beginnt vielerorts das neue Schuljahr – und die Angst vor einer Wiederkehr
des Fernunterrichts geht um. Zu dessen Folgen liegen nun erste Studien vor.

Es fehlt der soziale Kontakt: Unterricht per Videokonferenz ist nicht für alle Schüler gleichermassen geeignet. Foto: Raphael Moser

Die Krise hat
deutliche
Unterschiede
zwischen den
Schulen zutage
gefördert.

Maskenpflicht für Gymnasiasten und Berufsschüler

In diesen Kantonen wurde eine Maskenpflicht beschlossen

Grafik: mrue /Quelle: Kantone
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161 Neuinfizierte innert
24 Stunden
Corona In der Schweiz und in
Liechtenstein sind dem Bundes-
amt für Gesundheit am Freitag
161Ansteckungenmit demCoro-
navirus gemeldetworden.Anden
beiden Vortagen waren es je
181 gewesen. Die Zahl derTodes-
opfer stieg um 3. Seit Beginn der
Pandemie gab es laut BAG
36'269 laborbestätigte Fälle. (sda)

Fliegerschiessen
auf der Axalp abgesagt
Luftwaffe DerBundhat das tradi-
tionelle, für den 13. und 14. Okto-
bergeplante Fliegerschiessen auf
derAxalp abgesagt.Wegen enger
Platzverhältnisse könntendieCo-
rona-Schutzmassnahmen fürdas
Publikumnicht eingehaltenwer-
den. Die Vorführungen der Luft-
waffe imBernerOberlandverfol-
gen jeweilsmehrereTausendPer-
sonen. (sda)
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